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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Horst Jaeger, Wuppertal, gegen die Güitigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 6/72 — 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19, November 1972 
zu entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch 
ist begründet worden mit: 

Ausschluß vom Wahlrecht 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit. 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 
Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 
370 (372 f.)]. 
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C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 

D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 

Bonn, den 15. März 1973 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. de With Dürr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahl anfechtungss adle — Az. 6/72 — des Horst Jaeger, Wuppertal, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 im Wahlkreis 69 — Wuppertal 1 — 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 4. Dezember 1972 — einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 6. Dezem- 
ber 1972 — hat der Einspruchsführer Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen 
Bundestag im Wahlkreis 69 — Wuppertal 1 — 
eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Das Amtsgericht Wuppertal habe durch Beschluß 
vom 7. August 1969 eine Pflegschaft für ihn ein- 
gerichtet, aufgrund derer er von der Bundestags- 
wahl vom 28. September 1969 ausgeschlossen 
worden sei. Die Pflegschaft sei mit fadenschei- 
nigen und durchsichtigen Gründen begründet 
worden und auf seinen Antrag durch Beschluß 
des Amtsgerichts Wuppertal vom 11. Juli 1971 
wieder aufgehoben worden. Gleichwohl sei er 
nicht in das Wählerverzeichnis aufgenommen 
worden. Aus zeitlichen und räumlichen Gründen 
sei es ihm auch nicht möglich gewesen, innerhalb 
der vom Bundeswahlgesetz gesetzten Frist Ein- 
sicht in das Wählerverzeichnis zu nehmen; im 
übrigen hätte er auch nicht damit zu rechnen 
brauchen, daß er nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden sei. 

Das Wahlamt der Stadt Wuppertal habe ihm mit 
Schreiben vom 20. November 1972 mitgeteilt, er 
sei aufgrund des § 13 BWG wegen einer be- 
stehenden Pflegschaft nach § 1910 BGB von der 
Teilnahme an der Bundestagswahl ausgeschlos- 
sen. Diese Mitteilung sei jedoch bewußt unwahr 
und ziele darauf ab, ihn weiterhin an ein ent- 
würdigendes Pflegschaftsverhältnis zu binden, 
welches bereits IV2 Jahre vor der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag beendet gewesen sei. 

Auf Anfrage des Wahlprüfungsausschusses hat 
der Oberstadtdirektor der Stadt Wuppertal mit 
Schreiben vom 15. Januar 1973 mitgeteilt, der 
Ausschluß des Einspruchsführers von der Bundes- 
tagswahl am 19. November 1972 beruhe auf der 
Tatsache, daß das Wahlamt nicht von der am 
11. Juli 1971 erfolgten Aufhebung der Pfleg- 
schaft unterrichtet gewesen sei. Laut Auskunft 
des Amtsgerichts Wuppertal sei die Benachrich- 


tigung versehentlich unterblieben. Er habe sie am 
11. Dezember 1972 nachgeholt, nachdem der Feh- 
ler anläßlich der Rückfrage des Wahlprüfungs- 
ausschusses festgestellt worden sei. 

Die Stadt Wuppertal vertritt die Auffassung, der 
Einspruchsführer müsse sich entgegenhalten las- 
sen, daß er es unterlassen habe, von sich aus an 
das Wahlamt heranzutreten und seine Eintragung 
in das Wählerverzeichnis ggf. im Wege des Ein- 
spruchs zu betreiben. Wie in der Bekannt- 
machung gemäß § 18 Abs. 1 BWO so sei auch in 
den Massenmedien Presse, Funk und Fernsehen 
wiederholt darauf hingewiesen worden, daß „wer 
keine Wahlbenachrichtigung erhalten habe, aber 
glaube, wahlberechtigt zu sein, Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen müsse, um nicht 
Gefahr zu laufen, sein Wahlrecht nicht ausüben 
zu können". 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Nach Aufhebung des die Pflegschaft anordnenden 
Beschlusses über den Einspruchsführer war einer 
der in § 13 BWG aufgeführten Wahlausschließungs- 
gründe für den Einspruchsführer nicht mehr gegeben. 
Er hätte deshalb gemäß § 15 Abs. 1 BWO in das 
Wählerverzeichnis eingetragen werden müssen. Der 
Wahlprüfungsausschuß vertritt die Auffassung, eine 
Entschuldigung der zuständigen Behörde für das 
behördliche Versehen gegenüber dem Einspruchs- 
führer wäre angemessen gewesen. 

Gemäß § 17 Abs. 1 BWO hat die Gemeindebehörde 
spätestens am Tage vor der Auslegung des Wähler- 
verzeichnisses jeden Wahlberechtigten zu benach- 
ridiitgen, der in das Wählerverzeichnis eingetragen 
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ist. Sinn dieser Wahlbenachrichtigung ist es, dem 
Wahlberechtigten möglichst zu ersparen, durch per- 
sönliche Einsichtnahme festzustellen, ob er in das 
Wählerverzeichnis aufgenommen worden ist, und 
Wahlberechtigten, die keine Wahlbenachrichtigung 
erhalten haben, zur Nachprüfung ihrer Eintragung 
zu veranlassen. 

Darüber hinaus hat die Gemeindebehörde gemäß 
§ 18 Abs. 1 BWO spätestens am 24. Tage vor der 
Wahl öffentlich bekanntzumachen, wo, wie lange 
und zu welchen Tagesstunden das Wählerverzeich- 
nis ausliegt und daß bei der Gemeindebehörde in- 
nerhalb der Auslegefrist schriftlich oder durch Erklä- 
rung zur Niederschrift, Einspruch gegen das Wähler- 
verzeichnis eingelegt werden kann. 

Der Einspruchsführer hat nicht vorgetragen, daß die 
Gemeindebehörde dieser Verpflichtung nicht nach- 
gekommen ist. Seine Einlassung, er habe nicht mit 
einem Wahlausschluß nach Aufhebung der Pfleg- 
schaft zu rechnen brauchen, greift nicht durch, da er 
spätestens wenige Tage vor der Bundestagswahl 
hätte feststellen müssen, daß ihm die Benachrichti- 
gung gemäß § 17 Abs. 1 BWO nicht zugestellt wor- 
den ist. Auch kann sich der Einspruchsführer nicht 
darauf berufen, es sei ihm aus zeitlichen und räum- 
lichen Gründen nicht möglich gewesen, das Wähler- 
verzeichnis innerhalb der Frist nach § 18 BWO ein- 
zusehen. Sprach schon der Nichterhalt der Wahlbe- 
nachrichtigung dafür, daß er nicht im Wählerver- 
zeichnis aufgenommen war, hätte er auch die Mög- 
lichkeit gehabt, jemanden zu beauftragen, Einsicht 
in das Wählerverzeichnis zu nehmen und ggf. nach 
§ 19 BWO Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 
einzulegen. Auch ohne offiziell Einspruch einzulegen, 
hätte es wahrscheinlich ausgereicht, wenn der Ein- 
spruchsführer nach Feststellen des Fehlens der 
Wahlbenachrichtigung die Gemeindebehörde auf die 


offensichtliche Unrichtigkeit bzw. Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses nach Aufhebung des die 
Pflegschaft anordnenden Beschlusses hingewiesen 
hätte (vgl. § 20 Abs. 2 BWO). 

Zwar beruht die Nichteintragung in das Wähler- 
verzeichnis auf der unterbliebenen Mitteilung des 
Amtsgerichts von dem die Pflegschaft aufhebenden 
Beschluß, die angezogenen Bestimmungen der Bun- 
deswahlordnung haben aber gerade den Zweck, be- 
hördliche Versehen weitestgehend zu korrigieren. 
Der Einspruchsführer muß sich deshalb entgegen- 
halten lassen, daß er von den ihm eingeräumten 
Möglichkeiten nach der Bundswahlordnung keinen 
Gebrauch gemacht hat. 

Wenn man unterstellt, daß der Einspruchsführer auf- 
grund fehlerhaften Verhaltens der zuständigen Be- 
hörden vom Wahlrecht ausgeschlossen worden sei, 
so hätte dieser unzulässige Ausschluß keinen Einfluß 
auf die Mandatsverteilung im Bundestag haben kön- 
nen [vgl. BundesVerfGE Bd. 4, 370 (372 f.)]. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12, März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als An- 
lage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines Mo- 
nats seit der Beschlußfassung des Deutschen Bundes- 
tages — — beim Bundesverfassungsge- 

richt eingegangen sein. 
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